	
	



Anordnung von Einschränkungen der Bewegungsfreiheit
§ 39 ff., § 67 des Gesetzes über das Gesundheitswesen im Kanton Zug vom 30. Oktober 2008 (GesG; BGS 821.1) sowie Art. 383 ff., Art. 439 ZGB

1. Angaben zur betroffenen Person
	Name/Vorname

Adresse

PLZ/Ort

Geburtsdatum

Hospitalisation seit

(Verdachts-)Diagnose
Urteilsunfähigkeit   MACROBUTTON CheckBoxEinschalten ( ja
 
   MACROBUTTON CheckBoxEinschalten ( nein
Woraus wird auf Urteilsunfähigkeit geschlossen
………………………………………………………………………………………

Massnahmen des Erwachsenenschutzrechts    MACROBUTTON CheckBoxEinschalten ( ja
 MACROBUTTON CheckBoxEinschalten ( nein

Wenn ja, welche

FU angeordnet 
  MACROBUTTON CheckBoxEinschalten ( ja 
   MACROBUTTON CheckBoxEinschalten ( nein

Ansprechperson während der Dauer der Zwangsmassnahmen

………………………………………………………………………………………



2. Angaben zur anordnenden Person

	Name/Vorname

Funktion

Name und Adresse der Institution

Erreichbarkeit (Telefonnummer)


3. Zweck der Zwangsmassnahmen, Gründe für die Anordnung
Bewegungseinschränkende Massnahmen dürfen nur angeordnet werden, um eine ernsthafte Gefahr für das Leben oder die körperliche Integrität der betroffenen Person oder Dritter abzuwenden oder eine schwerwiegende Störung des Gemeinschaftslebens zu beseitigen (Art. 383 ZGB).
	


4. Art der Zwangsmassnahmen

Art der Zwangsmassnahme, Modalitäten der Umsetzung.

Änderungen müssen im Anordnungsprotokoll nachgetragen und dem Kantonsarzt oder der Kantonsärztin wiederum mitgeteilt werden.

	Änderungen in Art oder Durchführung (Datum, Zeitpunkt)


5. Dauer der Zwangsmassnahmen

	Beginn (Datum, Zeit)
Voraussichtliche Dauer:

Intervall Überprüfung:

Überprüfung durch: 

Aufhebung (Datum, Zeit)

Aufhebende Person



6. Verhältnismässigkeit der Zwangsmassnahmen
Mögliche mildere Massnahmen, die verweigert werden, nicht umsetzbar sind oder von vornherein ungenügend scheinen (Begründung)
	


7. Bemerkungen, Beobachtungen

Weitere Bemerkungen zur Bewegungseinschränkung sowie allfällige Beobachtungen im Sinne eines Verlaufs 

	


8. Mitteilung der Anordnung bewegungseinschränkender Massnahmen
Betroffene Person

 MACROBUTTON CheckBoxEinschalten (
Der betroffenen Person wurde vor der Einschränkung der Bewegungsfreiheit erklärt, was geschieht, wa-
rum die Massnahme angeordnet wird, wie lange sie voraussichtlich dauert und wer sich während dieser 
Zeit um sie kümmert.


Datum…………………………………………………………………………………………………

 MACROBUTTON CheckBoxEinschalten (
Die betroffene Person konnte nicht näher über die Massnahme informiert werden. 


Begründung: …………………………………………………………………………………………
Gesetzliche Vertretung
 MACROBUTTON CheckBoxEinschalten (
Die zur Vertretung bei medizinischen Massnahmen berechtigte Person wurde über die Einschränkung 
der Bewegungsfreiheit informiert


 MACROBUTTON CheckBoxEinschalten ( telefonisch

 MACROBUTTON CheckBoxEinschalten ( per Post (A-Post)


Datum……………………………………………………………………………………………….

Name und Adresse der vertretungsberechtigten Person


…………………………………………………………………………………………………………

 MACROBUTTON CheckBoxEinschalten (
Die zur Vertretung bei medizinischen Massnahmen berechtige Person konnte nicht informiert werden. 


Begründung……………………………………………………………………………………….....
Vertrauensperson (im Rahmen einer FU)

 MACROBUTTON CheckBoxEinschalten (
Die im Rahmen eines FU von der betroffenen Person bestimmte Vertrauensperson wurde über die Ein-
schränkung der Bewegungsfreiheit informiert


 MACROBUTTON CheckBoxEinschalten ( telefonisch

 MACROBUTTON CheckBoxEinschalten ( per Post (A-Post)


Datum…………………………………………………………………………………………………

Name und Adresse der Vertrauensperson


…………………………………………………………………………………………………………
 MACROBUTTON CheckBoxEinschalten (
Die Vertrauensperson konnte nicht informiert werden. 


Begründung…………………………………………………………………………………………
Kantonsärztin oder Kantonsarzt


Anordnungsprotokoll per Mail oder A-Post zugestellt am ……………………………………


Zustelladresse


Amt für Gesundheit

Medizinische Abteilung

Kantonsarzt

Gartenstrasse 3

6300 Zug


Die Kantonsärztin oder der Kantonsarzt prüft anhand des Anordnungsprotokolls unverzüglich, ob die 
Massnahme zulässig und notwendig erscheint und die Aufzeichnungen 
und Mitteilungen erfolgt sind.

9. Rechtsmittelbelehrung

Die betroffene Person, ihre gesetzliche Vertretung oder eine ihr nahestehende Person sowie der Kantonsarzt oder die Kantonsärztin können gegen die Anordnung einer bewegungseinschränkenden Massnahme im Rahmen einer FU schriftlich das zuständige Gericht am Ort der Einrichtung anrufen (im Kanton Zug das Verwaltungsgericht Zug). Die Beschwerde ist spätestens 30 Tage nach Beendigung der Zwangsmassnahme einzureichen.
Ausserhalb einer FU ist die Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde am Sitz der Einrichtung zuständig für Beschwerden gegen Einschränkungen der Bewegungsfreiheit (Art. 385). Sie kann jederzeit schriftlich angerufen werden von der betroffenen oder einer ihr nahestehenden Person.
Die Einrichtung leitet eine allfällig bei ihr eingegangene Beschwerde sofort an die zuständige Stelle weiter.
Ort und Datum





Unterschrift der anordnenden Person

…………………………………



…………………………………………………..

�� Bei urteilsfähigen Personen sind bewegungseinschränkende Massnahmen nur im Rahmen einer FU zulässig.
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